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539. Bundesverfassungsgesetz: Änderung des Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung von 1929
(NR: GP XIV IA 54/A und 60/A AB 623 S. 67. BR: 1719 AB 1721 S. 368.)

5 4 0 . Bundesgesetz: Ein-, Aus- und Durchfuhr von Kriegsmaterial
(NR: GP XIV RV 561 AB 622 S. 67. BR: AB 1723 S. 368.)

5 3 9 . Bundesverfassungsgesetz vom 18. Ok-
tober 1977, mit dem das Bundes-Verfassungs-
gesetz in der Fassung von 1929 geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Bundes-Verfassungsgesetz, zuletzt geän-
dert durch das Bundesverfassungsgesetz BGBl.
Nr. 323/1977, wird wie folgt geändert:

1. Art. 95 Albs. 4 wird aufgehoben; der bis-
herige Abs. 5 erhält die Absatzbezeichnung
„(4)".

2. Art. 108 Abs. 2 wird aufgehoben; die
Absatzbezeichnung „(1)" hat zu entfallen.

3. Art. 126 b Abs. 2 hat zu lauten:

, „(2) Der Rechnungshof überprüft weiter die
Gebarung von Unternehmungen, an denen der
Bund allein oder gemeinsam mit anderen der
Zuständigkeit des Rechnungshofes unterliegenden
Rechtsträgern mit mindestens 50 v. H. des
Stamm-, Grund- oder Eigenkapitals beteiligt ist
oder die der Bund allein oder gemeinsam mit
anderen solchen Rechtsträgern betreibt. Einer sol-
chen finanziellen Beteiligung ist die Beherrschung
von Unternehmungen durch andere finanzielle
oder sonstige wirtschaftliche oder organisatorische
Maßnahmen gleichzuhalten. Die Zuständigkeit
des Rechnungshofes erstreckt sich auch auf Un-
ternehmungen jeder weiteren Stufe, bei denen
die Voraussetzungen gemäß diesem Absatz vor-
liegen."

4. Art. 127 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Der Rechnungshof überprüft weiter die
Gebarung von Unternehmungen, an denen das
Land allein oder gemeinsam mit anderen der
Zuständigkeit des Rechnungshofes unterliegen-
den Rechtsträgern mit mindestens 50 v. H. des
Stamm-, Grund- oder Eigenkapitals beteiligt ist
oder die das Land allein oder gemeinsam mit
anderen solchen Rechtsträgern betreibt. Hin-

sichtlich des Begriffes der finanziellen Beteiligung
gilt Art. 126 b Abs. 2 sinngemäß. Die Zuständig-
keit des Rechnungshofes erstreckt sich auch auf
Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei denen
die Voraussetzungen gemäß diesem Absatz vor-
liegen."

5. Art. 127 a Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Der Rechnungshof überprüft weiter die
Gebarung von Unternehmungen, an denen
eine Gemeinde mit mindestens 20000 Einwoh-
nern allein oder gemeinsam mit anderen der
Zuständigkeit des Rechnungshofes unterliegen-
den Rechtsträgern mit mindestens 50 v. H. des
Stamm-, Grund- oder Eigenkapitals beteiligt ist
oder die die Gemeinde allein oder gemeinsam
mit anderen solchen Rechtsträgern betreibt. Hin-
sichtlich des Begriffes der finanziellen Beteiligung
gilt Art. 126 b Abs. 2 sinngemäß. Die Zu-
ständigkeit des Rechnungshofes erstreckt sich auch
auf Unternehmungen jeder weiteren Stufe, bei
denen die Voraussetzungen gemäß diesem Ab-
satz vorliegen."

6. Im Art. 147 Abs. 2 sind die Worte „Pro-
fessoren an den rechts- und staatswissenschaft-
lichen Fakultäten der Universitäten" durch die
Worte. „Professoren eines rechtswissenschaftlichen
Faches an einer Universität" zu ersetzen.

Artikel II

(1) Im Übergangsgesetz vom 1. Oktober 1920
in der Fassung des BGBl. Nr. 368/1925 haben im
Abs. 3 des § 32 die Worte „Die Bestimmungen
dieses Absatzes gelten nicht für das Land Wien"
zu entfallen.

(2) Auf die ehemaligen Landeshauptmänner
von Wien, die vor dem Inkrafttreten dieses Bun-
desverfassungsgesetzes aus der Funktion ausge-
schieden sind sowie auf deren Hinterbliebene
sind hingegen die bis zum Inkrafttreten dieses
Bundesverfassungsgesetzes geltenden gesetzlichen
Bestimmungen des Landes Wien weiterhin an-
zuwenden.
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Artikel III

Im Bundesverfassungsgesetz vom 7. Dezember
1929, BGBl. Nr. 393, betreffend Übergangsbe-
stimmungen zur Zweiten Bundes-Verfassungs-
novelle werden im Artikel II die §§ 18 und 20
Abs. 1 sowie im § 20 Abs. 2 die Absatzbezeich-
nung aufgehoben.

Artikel IV

Art. II des Bundesverfassungsgesetzes BGBl.
Nr. 46/1970 wird aufgehoben.

Artikel V

(1) Dieses Bundesverfassungsgesetz tritt mit
1. Jänner 1978 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesver-
fassungsgesetzes ist die Bundesregierung betraut.

Kirchschläger
Kreisky Pahr Moser Staribacher
Lanc Broda Rösch Weißenberg

Sinowatz Lausecker Firnberg

540 . Bundesgesetz vom 18. Oktober 1977
über die Ein-, Aus- und Durchfuhr von

Kriegsmaterial

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ I. (1) Die Ein-, Aus- und Durchfuhr von
Kriegsmaterial bedarf, unbeschadet der nach an-
deren Rechtsvorschriften notwendigen Bewilli-
gungen, einer Bewilligung nach Maßgabe dieses
Bundesgesetzes.

(2) Als Ein-, Aus- und Durchfuhr von Kriegs-
material ist das Verbringen von Kriegsmaterial
über die Staatsgrenze anzusehen.

(3) Für das Überfliegen der Staatsgrenze durch
Staatsluftfahrzeuge gelten die luftfahrtrechtlichen
Vorschriften.

§ 2. Die Bundesregierung bestimmt im Ein-
vernehmen mit dem Hauptausschuß des Natio-
nalrates durch Verordnung, welche Waffen, Muni-
tions- und Ausrüstungsgegenstände nach dem
jeweiligen Stand der militärtechnischen Entwick-
lung als Kriegsmaterial im Sinne dieses Bundes-
gesetzes anzusehen sind.

§ 3. (1) Die Bewilligung nach § 1 wird vom
Bundesminister für Inneres im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Auswärtige Ange-
legenheiten und dem Bundesminister für Landes-
verteidigung nach Anhörung des Bundeskanzlers
erteilt, falls nicht die Ein-, Aus- oder Durchfuhr
völkerrechtlichen Verpflichtungen oder außen-
politischen Interessen der Republik Österreich

unter besonderer Bedachtnahme auf die immer-
währende Neutralität zuwiderläuft oder ihr
sicherheitspolizeiliche oder militärische Gründe
entgegenstehen oder andere diesen vergleichbare
gewichtige Bedenken bestehen.

(2) Die Erteilung der Bewilligung kann von
der Vorlage einer sogenannten „Endverbrauchs-
bescheinigung" abhängig gemacht werden.

(3) Die Bewilligung kann angemessen befristet
werden; sie ist zu widerrufen, wenn die Voraus-
setzungen für ihre Erteilung weggefallen sind.

(4) Die Bewilligung kann aus den im Abs. 1
angeführten Gründen an Auflagen hinsichtlich
des Transportmittels, des Transportweges, der
Grenzübertrittsstelle(n) und der Transportsicher-
heit geknüpft werden.

§ 4. Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur
Wahrung außenpolitischer Interessen der Repu-
blik Österreich nach Anhörung des Rates für
Auswärtige Angelegenheiten die Ausfuhr von
Kriegsmaterial sowie von zivilen Waffen und
ziviler Munition in bestimmte Staaten durch Ver-
ordnung zu untersagen.

§ 5. (1) Eine Bewilligung nach § 3 ist nicht
erforderlich für die Einfuhr von Kriegsmaterial
durch den Bundesminister für Landesverteidigung
für das Bundesheer, den Bundesminister für Inne-
res für die Sicherheitswachkörper des Bundes, den
Bundesminister für Justiz für die Justizwache
und den Bundesminister für Finanzen für die
Zollwache. Die erwähnten Bundesminister haben
jedoch in diesen Fällen das Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Auswärtige Angelegen-
heiten herzustellen.

(2) Die Ausfuhr von Kriegsmaterial durch die
im Abs. 1, erster Satz, angeführten Bundesmini-
ster bedarf der Zustimmung der Bundesregie-
rung. Keiner Zustimmung bedarf jedoch die
Ausfuhr von Kriegsmaterial durch den Bundes-
minister für Landesverteidigung für Angehörige
des Bundesheeres und durch den Bundesminister
für Inneres für Angehörige einer Sicherheits-
behörde, die nach dem Bundesverfassungsgesetz
vom 30. Juni 1965, BGBl. Nr. 173, über die
Entsendung österreichischer Einheiten zur Hilfe-
leistung in das Ausland auf Ersuchen internatio-
naler Organisationen im Ausland eingesetzt sind.

§ 6. (1) Die Zollbehörden und Zolldienststellen
haben an der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
aufgrund von Dienstanweisungen, die vom Bun-
desminister für Finanzen im Einvernehmen mit
dem Bundesminister für Inneres zu erlassen sind,
mitzuwirken.

(2) Das Vorliegen der Bewilligung gemäß § 3
ist Erfordernis für die Durchführung der be-
antragten Zollabfertigung.
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(3) Bei Transitflügen mit Zwischenlandung ist
Kriegsmaterial, auch wenn keine Entladung er-
folgt, dem Zollamt zu stellen.

§ 7. (1) Wer, wenn auch nur fahrlässig, Kriegs-
material ohne die hiefür nach diesem Bundes-
gesetz erforderliche Bewilligung ein-, aus- oder
durchführt, ist, sofern die Tat nicht nach anderen
Bestimmungen mit strengerer Strafe bedroht ist,
vom Gericht mit Freiheitsstrafe bis zu zwei
Jahren oder mit Geldstrafe bis zu 360 Tages-
sätzen zu bestrafen.

(2) Ebenso ist zu bestrafen, wer, wenn auch
nur fahrlässig, einem aufgrund des § 4 erlas-
senen Verbot zuwiderhandelt.

(3) Wird Kriegsmaterial entsprechend den zoll-
rechtlichen Vorschriften zum Grenzzollamt ver-
bracht und diesem ordnungsgemäß gestellt und
erklärt, so tritt die Strafbarkeit nach Abs. 1 oder
2 erst ein, wenn das Kriegsmaterial trotz Fehlens
der erforderlichen Bewilligung oder entgegen
einer Untersagung nach § 4 in einer für die Ein-,
Aus- oder Durchfuhr vorgesehenen Art des Zoll-
verfahrens abgefertigt worden ist.

§ 8. {1) Wer gegen Auflagen, die in den auf
Grund dieses Bundesgesetzes erlassenen Beschei-
den enthalten sind, verstößt, begeht eine Ver-
waltungsübertretung und ist, sofern das Ver-
halten keinen gerichtlich strafbaren Tatbestand
darstellt, von der Bezirksverwaltungsbehörde, im
Wirkungsbereich einer Bundespolizeibehörde von

dieser, mit Geldstrafe bis zu 100000 S zu
bestrafen.

(2) Der Versuch ist strafbar.

§ 9. Mit dem Inkrafttreten dieses Bundesgeset-
zes tritt das Gesetz über Ein- und Ausfuhr von
Kriegsgerät vom 6. November 1935, DRGBl. I
S. 1337, in der Fassung der Verordnung über
Durchfuhr von Kriegsgerät vom 5. September
1939, DRGBl. I S. 1665, außer Kraft.

§ 10. Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner
1978 in Kraft.

§ 11. (1) Mit der Vollziehung des § 2,
des § 4 und des § 5 Abs. 2, erster Satz, ist die
Bundesregierung, mit der Vollziehung der üb-
rigen Bestimmungen dieses Bundesgesetzes sind
die Bundesminister für Inneres, für Auswärtige
Angelegenheiten, für Landesverteidigung, für
Finanzen und für Justiz je nach ihrem Wirkungs-
bereich betraut.

{2) Verordnungen aufgrund der Vorschriften
dieses Bundesgesetzes können bereits von dem
seiner Kundmachung folgenden Tag an erlassen
werden. Diese Verordnungen dürfen frühestens
mit dem im § 10 bezeichneten Zeitpunkt in
Kraft gesetzt werden.

Kirchschläger
Kreisky Pahr Moser Staribacher
Lanc Broda Rösch Weißenberg

Sinowatz Lausecker Firnberg
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